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19.06 

Bundesminister für Verfassung, Reformen, Deregulierung und Justiz Vizekanzler 

Dr. Dr. h.c. Clemens Jabloner: Sehr geehrte Frau Präsidentin! Hohes Haus! Ich stehe 

nicht an zu sagen, dass ich mit dem System der Gerichtsgebühren, das wir nun 

vorfinden, nicht besonders glücklich bin und eine Gesamtlösung anzustreben ist.  

Ich habe auch Sympathie für den vorliegenden Antrag, aber er ist einfach nicht finan-

zierbar. Ich bin verpflichtet, Ihnen zu sagen, dass wir die mindestens halbe Million Euro 

nicht budgetiert haben, die die Verwirklichung dieses Antrages bedeuten würde. (Abg. 

Kassegger: Eine halbe Million?) Das Justizbudget ist äußerst karg bemessen, wir 

stehen vor größten Problemen. Es fehlen uns im laufenden Budgetjahr 70 Millionen 

Euro, um auch nur den Normalbetrieb aufrechterhalten zu können. 

Das ist die Folge einer systematischen Unterbudgetierung des Justizbereichs, die sich 

durch mehrere Legislaturperioden zieht. Ich habe genau diese Situation jetzt zu 

bewältigen und muss daher darauf achten, dass nicht zusätzliche Belastungen 

entstehen. Ich bitte um Ihr Verständnis. – Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

19.07 

Präsidentin Anneliese Kitzmüller: Zu Wort gelangt Herr Abgeordneter Noll. – Bitte 

schön, Herr Abgeordneter. 

 


